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dung, daß Verkehrsteilnehmer bei Dunkelheit auf die Be­
achtung der Beleuchtungspflicht (§ 21 StVO) durch Fahr­
zeugführer vertrauen dürfen (vgl. OG, Urteil vom 12. No­
vember 1968 - 3 Zst 20/68 - NJ 1969, Heft 6, S. 184). Mit 
der Nichtbeachtung dieser Pflicht seitens des Geschädigten 
mußte der Angeklagte somit nicht rechnen. Zweck der Be­
leuchtung ist nicht nur die Ausleuchtung der Fahrbahn für 
den Fahrzeugiführer, sondern gleichermaßen, daß das Fahr­
zeug von anderen Verkehrsteilnehmern ausreichend wahr­
genommen werden kann.

Die Beweiserhebung mußte sich folglich darauf erstrek- 
ken, ob der Angeklagte, als er sich von dem von links sich 
nähernden Verkehr überzeugte, den Lichtschein eines hin­
ter dem В 1000 fahrenden beleuchteten Mopeds hätte wahr­
nehmen können. Ist das nicht der Fall, so liegt eine Sicht­
behinderung vor. Sie hätte es dem Angeklagten gemäß § 13 
Abs. 1 StVO untersagt, die B-Straße zu befahren. Fährt 
er dennoch, muß er diesen Umstand (Nichterkennen des 
Fahrzeugs) gegen sich gelten lassen. Kann jedoch der 
Lichtschein vom Scheinwerfer des Mopeds infolge der 
Größe und der Art des vorausfahrenden Fahrzeugs bzw. 
durch dessen Front- und Heckscheibe vom Angeklagten 
wahrgenommen werden und war dies nur deshalb nicht 
möglich, weil der Geschädigte die Beleuchtungseinrichtung 
seines Mopeds nicht eingeschaltet hatte, dann kann sich 
der Angeklagte auf den Vertrauensgrundsatz berufen, der 
ihn nunmehr vor dem Vorwurf eines diesbezüglichen 
Pflichtverstoßes schützt.

Eine solche Beweiserhebung wäre nur dann nicht er­
forderlich gewesen, wenn es sich bei dem vorausfahrenden 
Fahrzeug beispielsweise um einen großen, mit Kaste'hauf- 
bau ausgerüsteten Lastkraftwagen gehandelt hätte, also 
um ein Fahrzeug, das zweifelsfrei von vornherein eine 
erhebliche Sichtbehinderung bewirkt. Bei dem В 1000 han­
delte es sich jedoch um ein kleines, rundherum mit Glas­
fenstern versehenes Fahrzeug, so daß Zweifel an der vom 
Kreisgericht unterstellten Sichtbehinderung entstehen 
müssen.

Die noch anstehende Beweiserhebung ist am Unfallort 
in Form der Rekonstruktion unter im wesentlichen glei­
chen Bedingungen (wie gleiche Fahrzeugtypen, Geschwin­
digkeit, Abstand, Beobachtungsdauer und Lichtverhält­
nisse) vorzunehmen.

§ 285 StPO.
Zum Verbot der Straferhöhung bei einem zugunsten des 
Angeklagten eingelegten Rechtsmittel.
OG, Urteil vom 9. Oktober 1980 — 4 OSK 20/80.

Das Kreisgericht hatte den Angeklagten wegen mehr­
fachen, teils versuchten Diebstahls zum Nachteil sozialisti­
schen und persönlichen Eigentums (Verbrechen gemäß 
§§ 158 Abs. 1 und 2, 162 Abs. 1 Ziff. 4, 177 Abs. 1, 181 Abs. 1 
Ziff. 4 StGB) und wegen vorsätzlicher Beschädigung so­
zialistischen Eigentums im Rückfall (Vergehen gemäß 
§§ 163 Abs. 1, 44 Abs. 1 StGB) zu einer Freiheitsstrafe von 
zwei Jahren und sechs Monaten sowie zum Schadenersatz 
verurteilt.

Auf die Berufung änderte das Bezirksgericht die Ent­
scheidung ab und erkannte zusätzlich auf staatliche Kon- 
trollmaßnahmen durch die Deutsche Volkspolizei gemäß 
§ 48 Abs. 1 Ziff. 1 StGB.

Gegen das Urteil des Bezirksgerichts richtet sich der 
Kassationsantrag des Präsidenten des Obersten Gerichts 
zugunsten des Angeklagten.

Der Kassationsantrag, dem der Vertreter des General­
staatsanwalts der DDR zustimmte, hatte Erfolg.

Aus der Begründung: f

Das Recht des Angeklagten, mit dem Ziel einer für ihn 
günstigeren Entscheidung Berufung einzulegen, ist Aus­
druck seines durch die Verfassung der DDR garantierten 
Rechts auf Verteidigung (Art. 102 der Verfassung). Das 
Verbot der Straferhöhung (§ 285 StPO) schützt die Inter­
essen des Angeklagten und verbietet den Rechtsmittel­

gerichten, auf eine schwerere Maßnahme der strafrecht­
lichen Verantwortlichkeit zu erkennen, wenn das erst­
instanzliche Urteil nur zugunsten des Angeklagten ange- 
fochten worden ist.

Das rechtspolitische Anliegen des § 285 StPO besteht 
darin, unter den genannten Voraussetzungen jede den 
Angeklagten belastende Veränderung der erstinstanz­
lichen Entscheidung zu verhindern. Der Angeklagte darf 
im Ergebnis eines zu seinen Gunsten eingelegten Rechts­
mittels nicht schlechter gestellt werden.

Insoweit bezieht sich das Verbot der Straferhöhung 
auf
— die Erhöhung der Haupt- und Zusatzstrafe,
— den erstmaligen Ausspruch von Zusatzstrafen,
— die weitere Ausgestaltung der Bewährungsverurteilung 

mit Verpflichtungen und Auflagen gemäß § 33 Abs. 4 
StGB und die Verlängerung der Bewährungszeit,

— den Ausspruch erweiterter Pflichten gegenüber einem 
Jugendlichen gemäß § 70 StGB,

— die Anordnung der fachärztlichen Heilbehandlung ge­
mäß § 27 StGB und

— die Festlegung von Wiedereingliederungsmaßnahmen 
gemäß §§ 47, 48 StGB.
Diesem Standpunkt entgegenstehende Rechtsauffassun­

gen, wie sie u. a. in den Urteilen des Obersten Gerichts 
vom 1. Juli 1968 - 2 Ust 9/68 - (NJ 1968, Heft 16, S. 506), 
vom 31. Januar 1969 - 5 Ust 77/68 - (NJ 1969, Heft 7, 
S. 217) und vom 6. März 1975 - 2 b Ust 7/75 - (NJ 1975, 
Heft 11, S. 339) vertreten wurden, werden in Übereinstim­
mung mit den Senaten des Kollegiums für Strafrecht des 
Obersten Gerichts aufgegeben.

Das Argument, daß eine Bewährungsverurteilung mit 
Zusatzgeldstrafe im Vergleich zu einer Freiheitsstrafe ins­
gesamt gesehen die mildere Maßnahme darstelle, ist nicht 
für alle Fälle zutreffend, weil bei einer hohen Zusatzgeld­
strafe diese Verhältnismäßigkeit ins Gegenteil verkehrt 
werden kann. Außerdem gibt es keine rechtspolitisch ver­
tretbaren Gesichtspunkte dafür, den Ausspruch einer Zu­
satzgeldstrafe für zulässig zu erachten, dagegen die Fest­
legung anderer Zusatzstrafen, wie das Tätigkeitsverbot, 
den Erlaubnisentzug oder die Vermögenseinziehung, zu 
verbieten.

Die Auffassung, daß es sich bei der erstmaligen Anwen­
dung von Wiedereingliederungsmaßnahmen gemäß §§ 47, 
48 StGB im Rechtsmittelverfahren bei einem zugunsten des 
Angeklagten eingelegten Rechtsmittel nicht um Maßnah­
men der strafrechtlichen Verantwortlichkeit handele, so daß 
sie nicht vom Verbot der Straferhöhung erfaßt seien, er­
füllt die gesetzlichen Anforderungen nicht. Sie läßt eine 
Schlechterstellung des Angeklagten gegenüber der erst­
instanzlichen Entscheidung zu. Der Angeklagte muß sich 
aber bei einem zu seinen Gunsten eingelegten Rechtsmittel 
darauf verlassen können, daß das Urteil der ersten In­
stanz mit Ausnahme zwingend vorgeschriebener Maßnah­
men überhaupt nicht zu seinen Ungunsten verändert wird. 
Zu beachten ist außerdem, daß im Falle der vorsätzlichen 
Verletzung der erstmals im Rechtsmittelverfahren aufer­
legten Wiedereingliederungsmaßnahmen eine Verurteilung 
nach § 238 StGB möglich ist, was eine weitere Belastung 
darstellen kann.

Nachteilige Konsequenzen können .sich ebenfalls erge­
ben, wenn sich der Verurteilte den ihm gemäß § 70 StGB 
auferlegten Pflichten entzieht oder wenn er sich einer 
gemäß § 27 StGB angeordneten fachärztlichen Behandlung 
nicht unterzieht. Auch daraus folgt die Notwendigkeit, das 
Verbot der Straferhöhung auf die genannten Maßnah­
men zu erstrecken.

Da die Auffassung des Bezirksgerichts zur Festlegung 
von Wiedereingliederungsmaßnahmen gemäß § 48 StGB im 
Rechtsmittelverfahren bei einem zugunsten des Angeklag­
ten eingelegten Rechtsmittel den gesetzlichen Anforderun­
gen des § 285 StPO nicht Rechnung trägt, mußten die von 
ihm angeordneten Maßnahmen aufgehoben werden.


